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Auswirkungen des Klimawandels 

Der Klimawandel als 

Bedrohung unserer Sicherheit
 

Der Klimawandel ist ein Problem, das uns zwar irgendwie berührt und 
interessiert, gleichzeitig aber von den meisten Menschen nur sehr vage in 
seinen Folgen und Auswirkungen wahrgenommen wird. Zudem erscheint es – 
räumlich wie zeitlich – in weiter Ferne, sodass viele der Meinung sind, dass 
es derzeit ganz andere Probleme gibt, die es zu lösen gilt und denen man 
sich besser widmen sollte. Warum es aber gerade in Zeiten einer weltweiten 
Wirtschafts- und Finanzkrise, die es in dieser Form zumindest seit den Drei­
ßigerjahren des vergangenen Jahrhunderts nicht mehr gegeben hat, Sinn 
macht, sich rechtzeitig mit den Auswirkungen des Klimawandels eingehend 
zu befassen, soll dieser Artikel zeigen. Die Bedeutung des Klimawandels für 
die Sicherheitspolitik ist in den letzten Jahren enorm gestiegen und findet 
sich auch auf der Agenda Österreichs für die Jahre 2009 und 2010 während 
seiner Mitgliedschaft im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen. Neben den 
direkten Folgen des Klimawandels, wie z.B. Wasserknappheit, sind es vor 
allem Auswirkungen, die zwar geografisch weit entfernt auftreten, aber den­
noch bei uns – zum Beispiel in Form verstärkter Migrationsströme – spürbar 
werden, die unsere Sicherheit bedrohen können. Auch wenn in Europa und 
den USA direkte sicherheitspolitische Folgen vorerst ausbleiben, ist mit 
möglichen Auswirkungen auf die innere Sicherheit zu rechnen. Die interna­
tionale Dimension innerer Sicherheit von Industriestaaten darf vor dem Hin­
tergrund der fortschreitenden Entterritorialisierung und Entstaatlichung von 
Gefahren, bedingt durch die Globalisierung, nicht vernachlässigt werden. 
Bereits heute liegen die Ursachen für den internationalen Terrorismus, die 
Radikalisierung ethnischer Gruppen und Organisierte Kriminalität oft in geo­
grafisch weit entfernten Krisenregionen. 

Die ungeahnten (und vielleicht noch 
immer nicht zur Gänze erkennbaren) Aus­
wirkungen des Platzens der amerika­
nischen Immobilienblase zeigen die Ab­
hängigkeit von globalen Umständen, 
Akteuren und Ereignissen auch für Öster­
reich und Europa. Die Ereignisse Anfang 
des Jahres 2009 in Form eines russischen 
Erdgaslieferstopps, der dann zwar in kei­
ner Energiekrise mündete, aber dorthin 
hätte führen können, zeigen darüber hin­
aus, dass man sich mit offensichtlichen 
(aber zukünftigen) Problemen am liebsten 

erst dann beschäftigt, wenn es gar nicht 
mehr anders geht. Als der Autor dieses 
Artikels bei einer Diskussion in Brüssel 
im Herbst 2006 für eine Stärkung der Au­
tarkie der Energieversorgung Europas plä­
dierte und weniger Abhängigkeit von 
Russland forderte, wurde empört von allen 
anwesenden Experten entgegengehalten, 
dass heutzutage allein die internationale 
Verflechtung für entsprechende Stabilität 
sorge. Die Globalisierung hat unbestritten 
Vorteile und Fortschritte gebracht, aber 
gerade auch im Sicherheitsbereich dazu 
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beigetragen, dass die innere und äußere 
Sicherheit von Staaten heute mehr denn je 
von Entwicklungen abhängt, die sich 
gänzlich innerhalb der Grenzen anderer 
Staaten zutragen. 

DER MODERNE SICHERHEITS­
BEGRIFF 
Spätestens seit dem Ende der Ost-West-
Konfrontation wird in den internationalen 
Politikwissenschaften eine Veränderung 
und konzeptionelle Erweiterung des Sicher­
heitsbegriffes diskutiert. In den 1980er 
Jahren wurden die Politikfelder Sicherheit 
und Umwelt unter dem Begriff der ökolo­
gischen Sicherheit (environmental security) 
verknüpft. In der weiteren theoretischen 
Diskussion zeigte sich, dass nicht nur 
militärische Aggression, sondern oft kom­
plexe machtpolitische, ökonomische, so­
ziokulturelle und ökologische Auslösefak­
toren Unsicherheit, Gewalt und Instabilität 
verursachen. Dies führte zu Konzepten der 
„erweiterten Sicherheit“ (Biermann et al. 
1998). Das Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen (UNDP) verwendet 
dafür den Begriff der „menschlichen 
Sicherheit“. Mit dieser Erweiterung des 
Sicherheitsbegriffes werden nun auch nicht­
militärische Politikfelder als sicherheitsre­
levant erkannt und zu möglichen Gefah­
renfaktoren (Buzan et al. 1998). 

UMWELTASPEKTE IN DER 
SICHERHEITSPOLITIK DER EU 
Der Klimawandel wirkt sich auf die 
Außen- und Sicherheitspolitik aus, ist sich 
der deutsche Bundesaußenminister Frank-
Walter Steinmeier sicher. Zunehmende 
Wasserknappheit, Ernterückgänge und ex­
treme Wetterereignisse können zu erheb­
lichen sozialen und politischen Spannungen 
führen. Auf dem „17. Forum Globale Fra­
gen“ des Auswärtigen Amtes in Berlin am 
14. Juni 2007 wies Steinmeier auf die 
sicherheitspolitische Dimension des Klima­

wandels hin. Der deutsche Außenminister 
forderte für den Kampf gegen den Klima­
wandel einen Ausbau der europäischen 
Diplomatie. Die EU nehme aufgrund ihrer 
jüngsten Beschlüsse eine Vorreiter- und 
Führungsrolle in der Klimapolitik ein. 
Diese müsse gestalterisch wahrgenommen 
werden. 

In den Medienberichten zur Weltklima­
konferenz in Nusa Dua auf Bali im 
Dezember 2007 wurden die sicherheits­
poltischen Aspekte des Klimawandels eben­
falls thematisiert. So wurde der führende 
deutsche Klimaexperte Hans Joachim 
Schellnhuber zitiert, der meint, die fort­
schreitende Erderwärmung könnte sogar 
zu einem „globalen Bürgerkrieg“ führen, 
und der Direktor des UNO-Umweltpro­
gramms, Achim Steiner, der verlautbarte, 
dass der Kampf gegen den Klimawandel 
auch ein wesentlicher Bestandteil der 
Sicherheitspolitik des 21. Jahrhunderts 
sein werde.1 

Die Europäische Union hat mittlerweile 
in ihrer aktuellen Einschätzung der Situa­
tion den globalen Klimawandel und seine 
Folgen offiziell als sicherheitspolitisches 
Risiko und als Bedrohung für Europa ein­
gestuft. Beim Frühjahrestreffen der Staats­
und Regierungschefs der EU-Mitglied­
staaten im März 2008 in Brüssel wurde 
die bisherige Sicherheitsdoktrin entspre­
chend ausgeweitet. Beschlussvorlage für 
das Gipfeltreffen war der Bericht „Klima­
wandel und internationale Sicherheit“ (EU 
2008), den der EU-Außenbeauftragte 
Javier Solana und die EU-Kommissarin 
für Außenbeziehungen Benita Ferrero-
Waldner dem Europäischen Rat für sein 
Treffen am 13. und 14. März diesen Jahres 
vorgelegt haben. Solana und Ferrero-
Waldner betonen die Bedeutung der inter­
nationalen Klimaverhandlungen und einer 
EU-Führungsrolle in diesen Verhandlun­
gen. Ein wichtiges Ziel ist die Intensi­
vierung des politischen Dialogs mit Dritt­

13 
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ländern und darüber hinaus findet sich 
auch eine Vorgabe für einen konkreten 
Zeitplan bezüglich eines internationalen 
Klimafolgenregimes, da die EU verstärkt 
darauf hinwirken soll, „(…) dass im Jahr 
2009 ein ehrgeiziges Übereinkommen für 
die Zeit nach 2012 geschlossen wird, das 
Folgenabschwächungs- und Anpassungs­
maßnahmen aller Staaten als entscheiden­
den Beitrag zur Klimasicherheit vorsieht.“ 
(EU 2008, 10) 

ZUKÜNFTIGE KONFLIKT­
KONSTELLATIONEN IN 
ZUSAMMENHANG MIT 
UMWELTVERÄNDERUNGEN 
Während man in Zusammenhang mit dem 
Klimawandel wohl eher zuerst an Hitze, 
Trockenheit, steigende Meeresspiegel und 
schmelzende Gletscher denkt, sollen an 
dieser Stelle all jene Folgen des Klima­
wandels thematisiert werden, die sich in 
besonderem Maße auch auf die Sicher­
heitslage in Europa auswirken können. 
Aufgrund des hohen Vernetzungsgrades 
unserer Gesellschaft können nämlich auch 
entfernte Ereignisse zu großen Beein­
trächtigungen führen. 

Der wissenschaftliche Beirat „Globale 
Umweltveränderungen“ (WBGU) hat 
Anfang Juni 2007 eine Studie mit dem 
Titel „Sicherheitsrisiko Klimawandel“ 
herausgegeben (WBGU 2007). Sie fasst 
den derzeitigen Stand des Wissens zum 
Zukunftsthema „Sicherheitsrisiko Klima­
wandel“ zusammen. Grundlage hierfür 
sind die Erkenntnisse der Umweltkon­
flikt- und Kriegsursachenforschung sowie 
der Klimafolgenforschung. Es wurden ei­
nerseits Erfahrungen der Vergangenheit 
aufgearbeitet, zugleich aber ein Blick 
weit in die Zukunft gewagt, um die sich 
anbahnenden Wirkungen des Klimawan­
dels auf nationale Gesellschaften, Welt­
regionen und das internationale System 
abzuschätzen. 

Die Studie zieht unter anderem folgende 
Schlussfolgerungen: 
•	 Die Zahl schwacher und fragiler Staaten 

wird zunehmen. Entstehende „schwarze 
Löcher der Weltpolitik“ könnten zu 
einem Sicherheitsrisiko für alle werden. 

•	 Der Klimawandel gefährdet nicht nur 
die wirtschaftliche Entwicklung in ein­
zelnen Ländern, sondern aufgrund der 
globalen Verflechtung auch die Welt­
wirtschaft. 

•	 Die reichen Länder verursachen den Kli­
mawandel. Gleichzeitig beziehen sie 
einen Großteil ihrer Rohstoffe aus armen 
Ländern, die besonders unter dem Kli­
mawandel leiden. Das schafft neue poli­
tische Konfliktlinien. 

•	 Die Klimaveränderungen könnten eine 
Form von „Umweltflüchtlingen“ schaffen. 

Die Auswirkungen des Klimawandels 
haben demnach erhebliche Folgewirkun­
gen auf die staatliche Struktur in vielen 
Ländern. Es werden vier große Bereiche 
identifiziert, in denen es durch den Klima­
wandel bedingte sicherheitsrelevante Ver­
änderungen geben könnte: 
•	 klimabedingter Rückgang der Süßwas­

serverfügbarkeit, 
•	 klimabedingter Rückgang der Nah­

rungsmittelproduktion, 
•	 klimabedingte Zunahme von Sturm­

und Flutkatastrophen, 
•	 umweltbedingte Migration. 

Diese Konfliktkonstellationen könnten 
in vielen Regionen der Welt in ähnlicher 
Ausprägung auftreten und Gewaltkon­
flikte verursachen. Problematisch ist in 
diesem Zusammenhang vor allem die Tat­
sache, dass zwischen den einzelnen Kon­
fliktkonstellationen zusätzliche wechsel­
seitige Abhängigkeiten, Verstärkungs- und 
Rückkoppelungseffekte bestehen, sodass 
es zu schwer vorhersehbaren Wechselwir­
kungen kommen kann, die die Anforde­
rungen zur Problembewältigung an die 
Politik potenzieren. 



 

2/2009 . SIAK-JOURNAL 

Der Zusammenhang zwischen Flut- bzw. 
Sturmkatastrophen und Unruhen gilt als 
wissenschaftlich gesichert und auch im 
Zusammenhang mit Wasserverknappung 
wurden bereits Konflikte beobachtet. Be­
sonders stark in Erinnerung sind z. B. 
sicherlich die im Jahr 2008 aufgetretenen 
Konflikte durch die Teuerungen bei 
Lebensmitteln. Wie Pressemeldungen vom 
Mai 2008 zu entnehmen war2, mussten in 
Pakistan bereits Soldaten die Ausgabe an 
den staatlichen Lebensmittelshops be­
wachen, um Krawalle zu verhindern. In 
Bangladesch, auf den Philippinen, in In­
donesien und Thailand kam es wegen 
Lebensmittelengpässen und Preisanstiegen 
zu Unruhen, Demonstrationen und Streiks. 
Auch im westafrikanischen Senegal, in 
Burkina Faso, Mauretanien, Kamerun und 
in Ägypten kam es wegen der akuten Ver­
knappung von Lebensmitteln bzw. der 
explodierenden Preise zu massiven Protes­
ten und teilweise gewalttätigen Zusam­
menstößen mit Sicherheitskräften. Auf 
Haiti spitzte sich die Lage nach tagelangen 
Protesten gegen die Teuerungswelle bei 
Grundnahrungsmitteln weiter zu. Nach 
Radioberichten errichteten Demonstranten 
in der Hauptstadt Porte-au-Prince Barrika­
den, plünderten Geschäfte und steckten 
Autos in Brand. Tausende Menschen pro­
testierten vor dem Präsidentenpalast. Bei 
den Unruhen starben fünf Menschen.3 

Durch solche Ereignisse gera­
ten auch Staaten und Regie­

rungen unter Druck. 

Die Regierung der Elfenbeinküste ent­
schloss sich angesichts der Protestwelle, 
die Steuern auf Lebensmittel zu senken, 
jene von Burkina Faso entschloss sich zu 
einer Senkung der Einfuhrzölle auf 
Grundnahrungsmittel. Kamerun hob die 
Zölle vorübergehend überhaupt auf. China, 
Vietnam und Indien wiederum verhängten 

Sicherheitsrisiken aufgrund des Klimawandels 

(ausgewählte Brennpunkte) 

Exportverbote bzw. beschränkten zumin­
dest die Ausfuhrquoten für ihr wichtigstes 
Grundnahrungsmittel Reis.4 

Die Verdreifachung des Reispreises trifft 
die meisten Europäer wohl nicht so hart 
wie Menschen in anderen Ländern, ob­
wohl es einige nachdenklich stimmt, wenn 
in den USA plötzlich Reis rationiert wird. 
Doch auch in Deutschland sind die Groß­
handelspreise für Getreide, Saaten und 
Futtermittel im März 2008 im Vergleich 
zu März 2007 um 52 % (!) angestiegen 
und es ist nur mehr eine Frage der Zeit, bis 
die Endverbraucher die gestiegenen Kos­
ten tragen müssen. Es ist eine neue Form 
der Armut und des Hungers, wenn die 
Regale der Supermärkte in Industrielän­
dern zwar gefüllt sind, aber viele Kunden 
sich die Produkte einfach nicht mehr leis­
ten können.5 

Der Präsident der Weltbank Robert B. 
Zoellick warnte zuletzt vor sozialen Unru­
hen infolge der explodierenden Nahrungs­
mittelpreise in 33 Staaten quer über den 
Globus.6 Auch UNO-Generalsekretär Ban 
Ki Moon warnte am 25. April 2008 in 
Wien auf einer Pressekonferenz in diesem 

Quelle: WBGU 2007 
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Zusammenhang vor den Folgen einer 
„globalen Krise“. Der UN-Sonderbericht­
erstatter Jean Ziegler meint, „(…) wir 
steuern auf eine sehr lange Periode von 
Aufständen, Konflikten und unkontrollier­
barer Instabilität zu, die gekennzeichnet 
ist von der Verzweiflung der schwächsten 
Bevölkerungsgruppen“.7 

Durch Ernährungskrisen in Entwick­
lungsländern kann Destabilisierung ver­
ursacht werden oder können bereits be­
stehende Konflikte verstärkt werden 
(Homer-Dixon et al. 1993; de Soysa et al. 
1999). Obwohl die OECD-Staaten anfäng­
lich nur wenig betroffen sein würden, 
könnte sich die Sicherheitslage ebenfalls 
verschlechtern, zum Beispiel durch ausge­
löste Migrationsströme. 

Auf diese „Umweltflüchtlinge“ soll nun 
abschließend noch näher eingegangen wer­
den, um die Problematik, aber auch einige 
mögliche Lösungsansätze zu diskutieren. 

UMWELTBEDINGTE MIGRATION 
Der Begriff Migration umfasst ganz allge­
mein alle Arten von Flucht- oder Wande­
rungsströmen, freiwillig wie unfreiwillig 
und sowohl grenzüberschreitend wie auch 
innerstaatlich (vgl. u.a. UNHCR 2006). 

Migration ist eine der ältesten
 
Bewältigungsstrategien 


im Umgang mit variablen
 
Umweltbedingungen wie 


etwa Dürren.
 

Aufgrund der Zunahme an Intensität und 
Großräumigkeit von Umweltveränderun­
gen wird jedoch auch von Umweltmigra­
tion als einem neuen Phänomen gespro­
chen (Sulimann 1994; Nuscheler 2004). 

Das Earth Policy Institute in Washington 
bezeichnete die Flucht Hunderttausender 
vor dem Hurrikan Katrina als „erste doku­
mentierte Massenbewegung von Klima­
flüchtlingen“ (Brown 2006). Der Begriff 

„Flüchtling“ in diesem Zusammenhang ist 
jedoch rechtlich nicht zutreffend, da er laut 
der Definition der Genfer Flüchtlingskon­
vention einen wesentlich enger einge­
grenzten Personenkreis umfasst. Die mit 
dem Flüchtlingsstatus verbundenen Schutz­
wirkungen des Völkerrechts gelten daher 
für Umweltmigranten meist nicht. 

Neben Naturkatastrophen ist vor allem 
die schleichende Degradation der Umwelt, 
also ihre Veränderung in eine Form, die 
die Nutzung der Naturschätze durch den 
Menschen reduziert oder verhindert, ein 
Auslöser für Migration. Zum Beispiel 
waren 1968 bis 1973 allein in Burkina 
Faso eine Million Menschen durch Dürre 
zur Abwanderung gezwungen (Biermann 
2001). 

Allerdings sind Umweltdegradationen 
meist auch kein singulärer auslösender 
Faktor für Migration, sondern wirken in 
enger Verknüpfung mit anderen sozioöko­
nomischen und politischen Faktoren wie 
hohem Bevölkerungswachstum, niedrigem 
Pro-Kopf-Einkommen und schlecht aus­
gebildeten Governance-Strukturen. Die 
Bereitschaft zur Migration wird dabei als 
individuelle Bewältigungsstrategie be­
schrieben, daneben spielen vor allem die 
Funktionsfähigkeit und Problemlösungs­
kapazität der lokalen und staatlichen Insti­
tutionen eine wesentliche Rolle. 

Ein indirekter Zusammenhang zur Mi­
gration besteht dann, wenn durch Umwelt­
veränderungen zuerst eine Destabilisierung 
des sozialen Gefüges eintritt, wodurch in 
weiterer Folge Konflikte verursacht wer­
den, durch die die Menschen dann zur 
Flucht aus instabilen Regionen gezwungen 
sind. Vor allem der Völkermord in Ruanda 
im Jahre 1994 wird oft nicht nur als reiner 
Ethnizitätskonflikt beschrieben, sondern 
auch auf die Verarmung der Bevölkerung 
wegen der Bodenerosion gepaart mit 
hoher Bevölkerungsdichte zurückgeführt 
(Percival/Homer-Dixon 1995; Gasana 2002; 
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Diamond 2005). Aber auch beim Tuareg­
konflikt in der westafrikanischen Sahel­
zone oder beim Zapatistenaufstand in 
Mexiko spielte die Zerstörung der Umwelt 
eine Rolle (Biermann 2001). 

Durch Umweltkrisen induzierte Migra­
tionsströme können also bereits heute be­
obachtet werden und könnten bei einem 
ungebremsten Klimawandel die vorhande­
nen Kapazitäten zur Problembewältigung 
deutlich übersteigen. Auch auf der politi­
schen Ebene wurde mittlerweile die 
Bedeutung einer umfassenden, proaktiven 
und entwicklungsorientierten Migrations­
politik erkannt. Der Aktionsplan von Rabat, 
der das Verhältnis von EU und afrikani­
schen Staaten in diesem Bereich jüngst 
definierte, kann dabei als ein positives 
Beispiel dienen. Möglichkeiten legaler 
Migration müssen geschaffen werden, 
eine Beschränkung auf Migration aus 
wirtschaftlichen Gründen ist dabei jedoch 
nicht ausreichend. 

Ein großes Problem ist die 
Rechtsstellung von Umwelt­
migranten, die derzeit „eine 

Lücke“ im bestehenden 
Flüchtlingsregime darstellt 
und für die optimalerweise 

eine multilaterale Konvention 
anzustreben wäre. 

Der geltende völkerrechtliche Flüchtlings­
begriff bedingt derzeit weder rechtliche 
Schutzmechanismen zugunsten betroffener 
Individuen noch bestimmte Pflichten der 
Staaten bei der Behandlung von Um­
weltmigranten. „Flüchtlinge“ sind gemäß 
Art. 1A Ziff. 2 der Genfer Flüchtlingskon­
vention Personen, die „(…) aus begründe­
ter Furcht vor Verfolgung wegen ihrer 
Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörig­
keit zu einer bestimmten sozialen Gruppe 
oder wegen ihrer politischen Überzeu­
gung“ ihren Heimatstaat verlassen muss­

ten. Diese „enge“ Definition ist gemeinhin 
anerkannt und wirkt nicht nur gegenüber 
den Vertragsstaaten, sondern ist mittler­
weile völkerrechtliches Gewohnheitsrecht, 
das Flüchtlinge weltweit bestmöglich 
schützt. Die rechtliche Privilegierung von 
Flüchtlingen ist sachlich gerechtfertigt 
und notwendig, wenn man sich der beson­
deren Gefahr für Leib und Leben bewusst 
ist, der Flüchtlinge ausgeliefert sind. 

Eine Erweiterung des Flüchtlingsbegriffs 
der Genfer Konvention mit dem Ziel, den 
Schutz dieses internationalen Flüchtlings­
regimes – zum Beispiel durch ein Zusatz­
protokoll zur Genfer Flüchtlingskon­
vention – auch auf Umweltmigranten 
auszuweiten, stößt jedoch auf gewichtige 
Bedenken (Keane 2004, 209–223). Eine 
Anerkennung des Flüchtlingsstatus unter 
offeneren Voraussetzungen als bisher 
könnte eine Aushöhlung des derzeit beste­
henden hohen Schutzstandards nach sich 
ziehen. Die im Rahmen der Organisation 
für Afrikanische Einheit (OAU) abge­
schlossene OAU-Flüchtlingskonvention 
„Convention Governing the Specific As­
pects of Refugee Problems in Africa“ defi­
niert zwar einerseits einen erheblich er­
weiterten Flüchtlingsbegriff, bietet aber 
nur einen sehr niedrigen bzw. teilweise 
inexistenten Schutzstandard, der zudem in 
der Praxis kaum befolgt wird (Keane 
2004, 209–223; Rankin 2005). 

Daher ist eine neue multilaterale Kon­
vention zum Schutze der Umweltmigran­
ten einer Änderung bzw. Ausweitung des 
geltenden Flüchtlingsbegriffes durch eine 
Modifikation der bestehenden Genfer 
Flüchtlingskonvention mittels eines Zu­
satzprotokolls vorzuziehen. 

Während Schätzungen über die zu er­
wartende Zahl von Umweltmigranten 
(Norman Myers [Myers 1993] geht zum 
Beispiel von 150 Millionen im Jahr 2050 
aus und wird von der Stern-Studie in die­
ser Annahme bestätigt [Stern 2006]) oft 

17 
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als zu hoch gegriffen kritisiert werden, 
scheint weniger umstritten zu sein, dass es 
sich dabei meist um innerstaatliche Wan­
derungsbewegungen zu handeln scheint 
und auch im Fall von grenzüberschreiten­
der Migration diese eher in Form von Süd­
Süd-Migration stattfinden wird (vgl. u.a. 
Nuschler 2004; Clark 2006). 90 bis 95 % 
der grenzüberschreitenden Flüchtlinge 
weltweit fanden Zuflucht in (benach­
barten) Entwicklungsländern und leben 
dort unter katastrophalen Bedingungen 
(Schmeidl 1997). 

Das Gespenst eines „Massenansturms 
auf die Festung Europa“ scheint sich also 
nicht zu bewahrheiten. Andererseits zeigt 
die wachsende mediale Aufmerksamkeit 
und öffentliche Wahrnehmung des Themas 
die potentielle politische Sprengkraft 
dieser Problematik, da die tatsächliche 
Anzahl zum Beispiel afrikanischer Flücht­
linge („Boat people“), die an europäischen 
Küsten landen, vergleichsweise gering ist. 

MÖGLICHE MASSNAHMEN DER EU 
Es wurde versucht exemplarisch zu zei­
gen, dass der Klimawandel zu einem Trei­
ber gesellschaftlicher Destabilisierung 
werden kann. Obwohl die in der Vergan­
genheit beobachteten umweltbeeinflussten 
Konflikte in der Regel nur lokaler bzw. 
innerstaatlicher Natur waren, besteht die 
Gefahr, dass dies in Zukunft – bei einem 
weiterhin ungebremsten Klimawandel – 
vermutlich anders sein könnte und nun­
mehr weitreichende Wirkungen auf natio­
nale Gesellschaften und ganze Kontinente 
zu befürchten sind. Dies liegt vor allem an 
der Globalität der Ursachen und Wirkun­
gen des Klimawandels, der hohen Zahl der 
Betroffenen, der neuartigen Geschwindig­
keit und Größenordnung der klimaindu­
zierten Umweltwirkungen und in der 
gegenseitigen dynamischen Verstärkung 
der Konfliktkonstellationen. 

Bezüglich der vermutlich erst mittel-
und langfristig auftretenden Folgen des 
Klimawandels ist zu bedenken, dass Prä­
ventionsmaßnahmen heute zu deutlich ge­
ringeren Kosten gesetzt werden können als 
späteres Krisenmanagement. Klimaschutz 
ist deshalb auch volkswirtschaftlich sinn­
voll. Da die Kosten jedoch heute anfallen, 
der Nutzen aber erst in einigen Jahrzehn­
ten sichtbar wird, werden entsprechende 
Maßnahmen nicht oder nur unzureichend 
getroffen. 

Wie sehr Staaten und Regionen dem 
Risiko einer Destabilisierung durch die 
Folgen des Klimawandels ausgesetzt sind, 
hängt allerdings nicht nur davon ab, wie 
stark sie selbst vom Klimawandel betrof­
fen sind, sondern vor allem davon, wie gut 
sie in der Lage sind, darauf zu reagieren. 

Wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung sind Kernstrate­
gien, die es zu verfolgen gilt. 

Sie verbessern meist die Anpassungs­
und Reaktionsfähigkeit eines Landes und 
reduzieren daher die Vulnerabilität gegen­
über den Auswirkungen des Klimawan­
dels. So tragen sie auch zur Vermeidung 
umweltinduzierter Sicherheitsrisiken bei. 
Den entwickelten Staaten kommt dabei 
eine bedeutende Rolle zu, da Entwick­
lungshilfe unter diesem Gesichtspunkt 
eine wesentliche Rolle in der präventiven 
Sicherheitspolitik spielt und daher auch 
im Eigeninteresse der Geberländer ist. 

Im Mai 2005 haben die Entwicklungs­
minister der Europäischen Union be­
schlossen, die Entwicklungshilfe bis 2010 
auf 0,56 % und bis 2015 auf 0,7 % des 
Bruttonationaleinkommens der Geberlän­
der zu erhöhen (EU-Kommission 2006). 
Derzeit stellen die im OECD Development 
Assistance Committee (OECD-DAC) orga­
nisierten Industrieländer jedoch nur 0,3 % 



.SIAK-JOURNAL 2/2009 

ihres gesamten Bruttonationaleinkommens 
für die Entwicklungshilfe zur Verfügung 
(OECD 2007). Den tatsächlichen jährli­
chen Ausgaben für die Entwicklungszu­
sammenarbeit von insgesamt 107 Mrd. 
US-$ im Jahr 2006 standen weltweite 
Militärausgaben von 1.118 Mrd. US-$ im 
Jahr 2005 gegenüber, davon ca. 500 Mrd. 
in den USA und immerhin 35 Mrd. US-$ 
in Deutschland (SIPRI 2006). Das militä­
rische Budget allein in Deutschland ent­
spricht somit ca. einem Drittel der welt­
weiten Ausgaben für Entwicklungshilfe. 
Angesichts dieser Diskrepanz wird von 
vielen Seiten – auch aus sicherheitspoli­
tischer Perspektive – seit einiger Zeit dafür 
plädiert, Militärausgaben zugunsten der 
Entwicklungshilfe umzuschichten (vgl. 
Brandt 1980; UNDP 1994; Büttner/Krause 
1995). 

ZUSAMMENFASSUNG UND 
AUSBLICK 
Ohne entschiedenes Gegensteuern wird 
der Klimawandel bereits in den kommen­
den Jahrzehnten die Anpassungsfähig­
keiten vieler Gesellschaften überfordern. 
Daraus könnten Gewalt und Destabilisie­
rung erwachsen, die die nationale und 
internationale Sicherheit in einem bisher 
unbekannten Ausmaß bedrohen. Der Kli­
mawandel wird daher künftig in Bedro­
hungs- und Lageanalysen miteinzubezie­
hen sein. 

Der Klimawandel stellt dabei im Ver­
gleich zur terroristischen Bedrohung die 
größere kollektive Sicherheitsbedrohung 
der Menschheit dar. Dieser kann nur durch 
eine gemeinsame Anstrengung der inter­
nationalen Staatengemeinschaft wirksam 
begegnet werden. Die Staatengemeinschaft 
könnte durch den Klimawandel sogar zu­
sammengeführt werden, wenn sie ihn als 
gemeinsame Bedrohung der Menschheit 
versteht und in den kommenden Jahren 

durch eine energische und weltweit abge­
stimmte Klimapolitik die Weichen für die 
Vermeidung eines gefährlichen anthropo­
genen Klimawandels stellt. Auf internatio­
naler Ebene wird es dabei um globale 
Flüchtlingspolitik, die Stabilisierung der 
Weltwirtschaft, Entwicklung von Kom­
pensationsmechanismen für Opfer des 
Klimawandels und um weltweite Diplo­
matie zur Einhegung klimainduzierter 
Konflikte gehen. 

Die zu erwartenden Änderungen im in­
ternationalen System lassen eine neue 
Global-Governance-Struktur entstehen. 
Durch den relativen Bedeutungsgewinn 
Chinas und Indiens bei einer gleichzeiti­
gen Abschwächung der Hegemonialstel­
lung der USA wird sich der weltpolitische 
Status quo verändern. Eine neue multilate­
rale Ordnung, die von Asien bis Nordame­
rika als fair empfunden wird, ist nötig. 
Dabei könnten einerseits Indien und China 
eine geringe Bereitschaft zeigen, klassi­
sche Konzepte von Souveränität, Natio­
nalstaat und Machtpolitik aufzugeben, 
andererseits aber auch die USA die Posi­
tion „globaler Dominanz“ zugunsten einer 
„geteilten globalen Führerschaft“ nur 
widerstrebend abgeben. Daher kommt der 
friedlichen und geordneten Bewältigung 
dieses Prozesses eine besondere Bedeu­
tung zu. In diesem Zusammenhang nimmt 
die Europäische Union eine Vorreiterrolle 
ein. Die supranationalen Strukturen der 
EU zeigen, dass angesichts der begrenzten 
Reichweite nationalstaatlichen Handelns 
und der komplexen globalen Interdepen­
denzen die Delegation von Souveränität 
nicht immer einen automatischen Verlust 
von Steuerungsfähigkeit bedeuten muss. 
Allerdings ist diese Einsicht auch in Euro­
pa erst durch einen jahrzehntelangen Pro­
zess entstanden und muss in anderen Län­
dern erst noch gesellschaftsfähig werden. 
Nur mit einer funktionierenden, auf Ko­
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operation und Multilateralismus beruhen­
den Global-Governance-Architektur wird 
es möglich sein, den veränderten Bedro­
hungen und Sicherheitsrisiken durch den 
Klimawandel effektiv zu begegnen und 
allgemein akzeptierte Lösungen auszu­
handeln. 

Gelingt dies nicht, wird der Klima­
wandel zunehmend Spaltungs- und Kon­
fliktlinien in der internationalen Politik 
hervorrufen, weil er vielfältige Vertei­
lungskonflikte in und zwischen Ländern 
auslöst: um Wasser, um Land, um die 
Bewältigung von Flüchtlingsbewegungen 
oder um Kompensationszahlungen zwi­
schen den wesentlichen Verursachern des 
Klimawandels und den Ländern, die vor 
allem von dessen destruktiven Wirkungen 
betroffen sein werden. Die derzeit erwart­
baren gesellschaftlichen Auswirkungen 

des Klimawandels lassen allerdings zu­
mindest im europäischen Raum für die 
kommenden 20 bis 30 Jahre keine Sicher­
heitsprobleme im Sinne gewaltsam eska­
lierender Konflikte erwarten. 

Am Beispiel des Hurrikans Katrina im 
Jahr 2005 in den USA zeigt sich jedoch 
deutlich, dass auch hochentwickelte Ge­
sellschaften beispielsweise durch Sturm­
katastrophen betroffen sein können und in 
ihrer Problemlösungskapazität gefordert 
werden. Sollten derartige Ereignisse zu­
künftig an Stärke zunehmen und gleich­
zeitig gehäuft an mehreren Stellen auftre­
ten, könnten auch für Industrieländer 
erhebliche Probleme entstehen. Vorerst 
werden diese aber vor allem als Geber von 
Finanztransfers und humanitärer Hilfe 
sowie als Zielländer von Migrationsbewe­
gungen betroffen sein. 
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